
material ausnutzen könnten. Die Benachrichtigung ist sofort nachzuholen, 
sobald die Gründe für ihre Aussetzung weggefallen sind (Art. 100, Abs. 3 
der Verfassung und §128, Abs. 1 StPO). Die Aussetzung, ihre Dauer und 
die Gründe wie auch die Benachrichtigung müssen im Interesse ihrer 
Nachprüfbarkeit aktenkundig gemacht werden. Zur Vermeidung un­
gerechtfertigter Härten gegenüber dem Beschuldigten und seinen Angehö­
rigen haben der Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan Maßnahmen 
zum Schutze der Wohnung und des Vermögens zu veranlassen (§ 129, 
Abs. 1, Ziff. 2 StPO). Gehören zum Haushalt des Beschuldigten minder­
jährige oder pflegebedürftige Personen, die infolge der Inhaftierung des 
Beschuldigten ohne Aufsicht bleiben, sind diese der Fürsorge der Ver­
wandten oder anderer Personen oder Einrichtungen zu übergeben (§ 129, 
Abs. 1, Ziff. 1 StPO). Der Beschuldigte ist von den veranlaßten Maßnah­
men, die vorher mit ihm zu besprechen sind, zu unterrichten (§ 129, Abs. 2 
StPO).
Wird bei der richterlichen Vernehmung festgestellt, daß die Vorausset­
zungen des Haftbefehls nicht vorliegen, so wird der Erlaß des Haftbefehls 
abgelehnt oder ein bereits bestehender Haftbefehl aufgeschoben. Die Prü­
fung einer eingelegten Haftbeschwerde erfolgt auf der Grundlage des 
vorliegenden Untersuchungsergebnisses. Stellt das Gericht die Recht­
mäßigkeit der Beschwerde fest, hebt es den Haftbefehl nach Anhören des 
Staatsanwalts (§ 308, Abs. 1 StPO) auf. Gibt es der Beschwerde nicht statt, 
ist diese innerhalb von drei Tagen dem Beschwerdegericht vorzulegen, 
das dann seinerseits entscheidet (§ 306, Abs. 3 StPO).
Der Haftbefehl ist gleichfalls aufzuheben, wenn die Voraussetzungen der 
Untersuchungshaft im späteren Verlaufe des Verfahrens nicht mehr vor­
liegen, insbesondere, wenn der Angeklagte freigesprochen oder das Ver­
fahren nicht nur vorläufig eingestellt wird.
Wird der Erlaß des Haftbefehls abgelehnt, so kann der Staatsanwalt den 
Beschuldigten oder den Angeklagten erneut vorläufig festnehmen, falls er 
binnen 24 Stunden gegen den ablehnenden Beschluß Beschwerde einlegt 
(§ 126, Abs. 5 StPO). Wird ein bereits erlassener Haftbefehl aufgehoben, 
so kann der Staatsanwalt den Beschuldigten oder Angeklagten erneut 
vorläufig festnehmen, wenn er binnen 24 Stunden gegen den den Haft­
befehl auf hebenden Beschluß oder gegen das Urteil, das zur Aufhebung 
des Haftbefehls führte, Protest einlegt und zugleich beim Rechtsmittel­
gericht den Erlaß eines neuen Haftbefehls beantragt (§132, Abs. 2 StPO). 
In beiden Fällen hat das Gericht erster Instanz sofort die Akten dem 
Rechtsmittelgericht vorzulegen.
Wird der Beschuldigte nach seiner Ergreifung einem anderen Gericht als 
dem, das den Haftbefehl erlassen hat, vorgeführt, ist auch dieses für die 
richterliche Vernehmung im Sinne des § 126, Abs. 2 und 3 StPO zustän­
dig. Der vernehmende Richter hat in diesem Falle dem zuständigen Ge­
richt sofort das Protokoll über die Verkündung des Haftbefehls zuzustel­
len. Es hat ihm ferner unverzüglich die Gründe, die für die Aufhebung des 
Haftbefehls sprechen, mitzuteilen, damit dieses ohne jede Verzögerung 
über die Aufhebung des Haftbefehls entscheiden kann (§ 126, Abs. 2 
StPO). Der Staatsanwalt und nach Einreichung der Anklageschrift auch 
das Gericht haben jederzeit zu prüfen, ob die Voraussetzungen der Un­
tersuchungshaft noch vorliegen (Art. 100, Abs. 2 der Verfassung und § 131, 
Abs. 1 StPO). Das Ergebnis ist aktenkundig zu machen. Das bedeutet, daß 
auch in dem Falle, in dem die Notwendigkeit zur Fortdauer der Unter-
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